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n . Beilage zu Nr . LSL der Karlsruher
Dienstag , »7. Mai 1884 .

Zeitung.

(Schluß auS der I . Beilage .)
Abg . Edelmann : Zweck seines Antrags sei , die Ein¬

kommen bis 3000 M . , d. h . die Einkommen der kleinen
Leute , schonender als der Regierungsentwurf zu behandeln;denn nach den Steueranschläge» des Entwurfs und des
Kommiffionsvorschlags, der unveränderte Annahme des
elfteren empfehle , würde schon bei einem Steuerfuß von
2' /z Proz . den kleinen Einkommen bis zu 3000 M . eine
fast unerträgliche Last auferlegt werden ; gerade aber, um
eine Steigerung des Steuerfußes im Bedürfnißfalle zu er¬
möglichen, müsse der Steueranschlag so berechnet werden,
daß da- Steigen des Steuerfußes keine allzu große Be¬
lastung dieser kleinen Einkommen bis 3000 M . bewirke ;bei den Steueranschlägen des Entwurfs dagegen müßte
eine Erhöhung des Steuerfußes nothwendig zu Steuer¬
exemptionen wenigstens bei einem Theil der Einkommen
unter 3000 M . führen ; bei den höheren Einkommen (über
10,000 M .) stimme sein Vorschlag mit dem der Regie¬
rung im Wesentlichen überein. Redner bittet um Annahme
seines Antrags .

Regierungskommissär Geh. Reserendär Glöckner : Es
sei nicht zu leugnen , daß jede Skala und so auch die des
Art. 13 des RegierungSentwurses etwas Willkürliches
enthalte; auch wenn man darüber einig sei , daß in der
Skala für die untersten Einkommenklassen Degression statt¬
haben solle , lasse sich doch eine Reihe sehr verschiedener
Skalen aufstellen ; auch die Großh . Regierung habe bei
Ausarbeitung des vorliegenden Entwurfes eine größere
Anzahl solcher Skalen aufgestellt und schließlich für die
Skala des Entwurfes sich entschieden, bei deren Kon¬
struktion im Wesentlichen drei Gesichtspunkte für die Re¬
gierung maßgebend gewesen seien , und zwar 1 ) die Rück¬
sicht auf die Steuerbetreffnisse, welche schon jetzt die unteren
Einkommenklaffen zahlen ; 2) die Erwägung , daß ein
höherer Steuerfuß von 3 Proz . für absehbare Zeit (von
Ausnahmeverhältnissen abgesehen ) weder zu erwarten nochals wünschenswerth zu erachten sei ; endlich 3) der Wunsch,ein solches Resultat zu erzielen , daß nach Deckung des
Steuerausfalls noch Mittel zu einer entsprechenden Herab¬
setzung der übrigen direkten Steuern übrig bleiben. Don
diesen drei Gesichtspunkten ausgehend sei man zur Auf¬
stellung der Skala des Entwurfes gelangt.

Wollte man nun mit Edelmann die Skala für die kleinen
Leute mit Einkommen bis 3000 M . günstiger gestalten ,
so würde dies, da gerade in dieser Klasse naturgemäß die
weitaus größte Masse der Steuerpflichtigen gehöre, einen
höchst bedeutenden Steuerausfall zur Folge haben, wodurchdann wieder die Erreichung des oben sub Ziff . 3 genannten
Zweckes in Frage gestellt werden würde ; weniger Bedenken
würden dagegen dem Vorschläge Edelmann 's , schon bei
Einkommen über 20,000 M . — statt wie im Regierungs -
entwurs erst bei solchen von über 30,000 M . — als
Steueranschlag den vollen Betrag de- Einkommens ein-
treten zu lassen, entgegenstehen ; übrigens würde in diesem
Falle das finanzielle Ergebniß (der Mehrertrag an Steuer)kein sehr erhebliches sein, da Einkommen von über 20,000M.die Ausnahme bildeten . Sodann habe den niederen Klassendas Erwerbsteuer- Gesetz eine wesentliche Erleichterung gegen
früher gebracht , und zwar in größerem Maße als ursprüng¬
lich in der Intention des Gesetzes gelegen sei , bei dessen
Entwurf man vorausgesetzt habe , daß der Erwerbsteuer¬
fuß mindestens 30 Pf . und somit der Steuersatz für die
niederste Stufe mindestens 3 M . betragen werde, während
thatsächlich eine Herabsetzung dieses Satzes auf 26 Pf .
bezw . 2 M . 60 Pf . eingetreten sei .Ein Bedürfniß für die Annahme des Antrages Edel¬
mann könne demnach Redner als vorhanden nicht aner¬
kennen.

Was endlich die Frage betreffe , ob die Skala des Ent¬
wurfs auch dann ausreiche , wenn einmal eine Erhöhungdes Steuersatzes über 3 Proz. hinaus stattfinden sollte,
so sei zu bemerken, daß dieselbe allerdings im Hinblick
auf einen Steuerfuß von 2 bis 3 Proz. aufgestellt wor¬
den sei und daß eine Erhöhung derselbe « auf z. B . 4 Proz.
eine in der That etwas starke Heranziehung der unteren
Klaffen zur Folge haben würde . Allein abgesehen davon,
daß man zu einem solchen höheren Satze voraussichtlichnur dann schreiten werde, wenn die Deckung eines außer¬
gewöhnlichen Staatsbedarfs in Frage stehe, und es in
einem solchen Falle nur billig wäre , daß auch die unte¬
ren Klaffen etwas mehr an Steuern zahlten, könnte man
einer allzu starken Heranziehung derselben dadurch Vor¬
beugen, daß man den erhöhten Steuersatz erst bei den
höheren Einkommen (z. B . 1500 bis 2000 M .) eintretrn
ließe . Auch für den Fall einer Erhöhung des Steuer-
fußes würde also die Skala des Regierungsentwurfes den
Dienst nicht versagen und wiederhole Redner deshalb, daßein Bedürfniß für den Antrag Edelmann nicht vorliege ;das Haus möge ihn daher ablehnen.

Abg. Flüge möchte nicht , daß die Beamteneinkommen
mehr belastet werden , weil sonst Gehaltserhöhungen die
sofortige Folge sein würden ; er denke an andere Leute ,
welche bisher mehr an Steuern zu zahlen hätten als
künftig nach dem Einkommensteuer - Gesetz und bei denen
eine solche Steuerentlastung durch nichts geboten sei ; er
erinnere nur an die vielfach ganz außerordentlichen Ein¬
nahmen der Anwälte, Bankdirektoren, Aufsichtsräthe von
Geldinstituten u. s. w . ; auch das sog . fundirte Einkommen

der Landwirthe und Gewerbetreibenden sei keineswegs ein
so sicheres, wie von mehreren der Vorredner angenommen
worden sei; Redner wird für den Antrag Däublin stimmen .

Abg . Müller schließt sich diesen Ausführungen an.
Abg . Birkenmeyer ist für den Antrag Edelmann,

schon in der Kommission sei die in demselben enthaltene
Frage angeregt worden, aber leider keine Majorität dafür
zu Stande gekommen. Der Antrag habe die Tendenz,die kleinen Einkommen schonender als der Regierungsent¬
wurf zu behandeln; eben deshalb hätten diejenigen , welchen
das Gesetz wegen nicht genügender Schonung der kleinen
Leute Bedenken errege , allen Anlaß , dem Anträge beizu¬
stimmen .

Abg . Däublin gibt zu , daß sein Antrag einer Ver¬
besserung fähig fei ; dagegen habe der Herr Regierungs -
kommissär zu Unrecht behauptet, daß der Antrag das Prin¬
zip der Einkommensteuer verletze ; dieses Prinzip sei Be¬
steuerung des Pflichtigen nach seiner Leistungsfähigkeitund
jedenfalls seien diejenigen , die ein Einkommen von fünf
Tausend Mark und mehr aus Berufsthätigkeit beziehen ,
leistungsfähiger, als in dem Entwurf angenommen werde;in gewissem Sinne könne auch das Beamten - rc. Einkom¬
men als fundirtes bezeichnet werden. Redner protestier
dagegen , daß der Landwirth dreimal so stark als der Be¬
amte besteuert werde ; ohne eine Aenderung des Entwurfesin der von ihm bezeichnet?» Richtung könne er demselben
seine Zustimmung nicht geben.

Abg . Edelmann : Der kleine Mann werde nach dem
Entwürfe zu schwer getroffen, dem abzuhelfen sei sein An¬
trag bestimmt ; in andern Ländern habe man denselben
Zweck dadurch zu erreichen gesucht , daß man das Mini¬
mum des steuerbaren Einkommens weiter hinaufrückte,etwa auf 1000 M . ; vor der Skala des Regierungsent¬
wurfes habe die seines Antrags den Vorzug, daß sie auch
durch eine Erhöhung des Steuerfußes nicht alterirt werde,während die Skala des Entwurfes bei einer Erhöhungdes Steuersatzes nothwendig zu Steuerexemptionen oder
doch wenigstens zu einem Eintreten des höheren Steuer¬
fußes erst bei den höheren Einkommen führen müsse.Redner bittet um Annahme seines Antrages .

RegierungskommissärGeh . Reserendär Glöckner : Wenn
Redner vorhin von der Möglichkeit einer Erhöhung des
Steuerfußes über den Betrag von 3 Proz . hinaus gesprochen
habe , so sei dies rein hypothetisch gemeint gewesen ; die
Regierung denke an eine solche absolut nicht, betrachte
vielmehr als Regel einen Steuerfuß von 3 Proz. als den
höchsten Satz (so auch in Preußen) ; gehe man aber hier¬
von aus , so sei die Skala des Entwurfes durchaus die
richtige Skala ; der einzig richtige Standpunkt könne dochnur der sein, für die jetzigen Verhältnisse die Skala
paffend zu gestalten und für künftig nothwendige Aende-
rungen ein geeignetes Hilfsmittel vorzusehen ; als ein
solches biete sich aber die Möglichkeit dar, den künftigen
höheren Steuersatz erst bei den höheren Einkommen ein-
treten zu lassen .

Redner wiederholt, daß ein Bedürfniß für eine Aende¬
rung der Skala nicht vorliege , und bittet daher nochmalsum Ablehnung des Antrags Edelmann.

Abg . v. Feder dankt dem Abg. Däublin für die lie¬
benswürdige Berücksichtigung , welche derselbe dem unfun-
dirten Einkommen wolle zu Theil werden lassen ; die Auf¬
fassung des Abg . Däublin von dem Einkommen der Be¬
amten, Aerzte u . s. w . sei eine durchaus falsche , derselbe
lasse vollständig die Unsicherheit im Betrag und der Dauer
dieses Einkommens außer Betracht , und daß der Arzt,Anwalt u . s. w ., wenn er nicht bei einem plötzlichen Auf¬
hören des Einkommens gänzlich mittellos dastehen wolle,nothwendig einen beträchtlichen Theil seines Einkommens
zur Ansammlung eines Sparpfennigs verwenden müsse,wodurch sich sein faktisches Jahreseinkommen um eben soviel verringere.

Der Berichterstatter wendet sich zunächst gegen den
Antrag Däublin und weist unter anderem darauf hin,daß der Angestellte nicht zu fatiren habe , da sein Dienst¬
einkommen bis auf Heller und Pfennig bekannt sei , daß
ferner das durch den Antrag Däublin zu erzielende finan¬
zielle Ergebniß höchstens 50,000 M . betragen und dieses
durch die in solchem Falle jedenfalls eintretenden Gehalts¬
aufbesserungen wieder verschwinden würde. Redner bittetdas Haus um Ablehnung des Antrags Däublin ; hinsicht¬
lich deS Antrags Edelmann bemerkt Redner , daß derselbean sich nicht ungerechtfertigt und namentlich innerhalb des
Rahmens des vorliegenden Entwurfes liegend sei ; anderer¬
seits aber sei doch die Skala des Entwurfs vollständig
genügend , während von dem Antrag Edelmann eine
Schwächung des gewünschten Resultates der Einkommen¬
steuer zu erwarten stehe ; Redner bittet deshalb um Ab¬
lehnung auch dieses Antrages .

Das Haus lehnt hierauf beide Anträge ab.
Zn Art. 14 verliest der Präsident einen Antrag der

Abgg. Minierer , Hoffmann , Krausmann , welchenwir in Nr. 123 d. Bl. bereits mitgetheilt haben .
Abg. Minierer : Der Antrag solle eine Lücke des

Entwurfs ausfüllen, da nach diesem alle Steuerpflichtigen
derselben Behandlung unterworfen seien ; das Erwerb¬
steuer-Gesetz habe die Fasion an dem Ab- und Zuschreibe¬
tag nur für die nach Art . 1 L, . Steuerpflichtigen vorge¬
schriebe« , also nur für die im Distrikt ansässigen , nicht

auch für die nach Art. 1 L. Steuerpflichtigen; dadurchseien mancherlei Unzuträglichkeiten entstanden , die auch im
Interesse der Steuerpflichtigen zu vermeiden seien .

Regierungskommiffär Geh . Reserendär Glöckner aner¬kennt die Zweckmäßigkeit des Antrages und empfiehlt ihnzur Annahme.
Der Berichterstatter bittet gleichfalls um Annahmedes Antrags .
Derselbe wird als 14 a . und demnächst Art 14 selbst

angenommen ; ebenso ohne Diskussion die Art . 15—22
inkl. Zu Art. 23 ergreift das Wort :

Abg . Edelmann : Auf Grund des fertig gestellten Ein¬
kommensteuer -Katasters werde die Regierung zu erwägenhaben, welche Summe durch die Einkommensteuer aufge¬bracht werden und wie hoch der Steuerfuß sein solle ; da¬mit aber wirklich ein zur Herabsetzung der anderen direktenSteuern genügendes Erträgniß durch die Einkommensteuer
erzielt werde , empfehle sich die Aufnahme der Bestim¬
mung in das Gesetz , daß der Steuerfuß mindestens 2 ' / ,Mark von 100 Mark Steuerkapital zu betragen habe.Der Präsident verliest einen diesbezüglichen Antragder Abgg . Edelmann , Käst und Fischer.

Präsident des Finanzministeriums Wirk ! . Geh. RathEllstätter hat materiell gegen den Antrag wenig zu er¬innern ; gleichwohl aber könne Redner denselben nicht für
angezeigt halten ; zur Zeit sei es schlechterdings unmöglich,
zu sagen, wie künftig die Verhältnisse sich gestalten werden;es könne unter Umständen ein höherer Steuersatz als der
im Antrag vorgeschlagene nöthig , eben so gut aber auchein niedrigerer als ausreichend erachtet werden .

Abg. Kiefer ist mit Entschiedenheit gegen den AntragEdelmann , der einen schweren Eingriff in das konstitutionelle
Recht dieses Hauses , die Steuerbedürfniffe festzustellen,
enthalte.

Abg . Edelmann : Sein Antrag bezwecke lediglich eine
Garantie für die Herabsetzung der übrigen direkten Steuern
zu schaffen ; dieser Zweck sei aber nur zu erreichen, wenn
in dem Gesetze selbst die Höhe des Steuerfußes , wenigstensin seinem Minimum , festgesetzt werde .

Abg. v . Feder schließt sich den Ausführungen des Abg.
Kiefer an.

Nachdem auch der Berichterstatter um Ablehnungdes Antrags gebeten, wird derselbe vom Hause mit großer
Majorität abgelehnt. Die Art . 23—27 werden ohne Dis¬
kussion angenommen .

Zu Art . 28 verliest der Präsident einen Antrag des
Abg. Hoffmann u . Gen. , welchen wir bereits mitgetheilt
haben .

Abg. Hoffmann beabsichtigt durchseinen Antrag durchaus
keine dilatorische Behandlung des vorliegenden Gesetzes ;
nachdem aber die Kommission den Art. 29 a . beschlossen
habe, müsse Klarheit darüber geschafft werden, ob der in
diesem Zusatzartikel bezeichnet Zweck der Einkommensteuer ,
zu einer Herabsetzung der übrigen direkten Steuern zudienen, sich auch verwirklichen lassen werde; zur Zeit seiaber noch unklar, welche Wirkung bezüglich des Gesammt-
steuererträgniffes der nach dem vorliegenden Gesetz all¬
gemein gestattete Schuldenabzug haben werde ; ferner be¬
stehe zur Zeit noch völlige Ungewißheit über den zu erwar¬
tenden Betrag der landwirthschaftlichen Einkommensteuer ;bisher habe man die Grundsteuer aus dem Grundsteuer¬
kataster ersehen können , ebenso habe sich die landwirth-
schaftliche Erwerbsteuer nach dem Grundsteuer-Kapital ge¬
richtet, so daß man auch ihren Betrag nach dem Grund¬
steuer-Kataster habe berechnen können. Aus diesen Gründen
solle man erst die Aufstellung eines Einkommensteuer -
Katasters abwarten und auf Grund dieses über die Ein¬
führung oder Nichteinführung der Einkommensteuer be¬
schließen .

Präsident des Finanzministeriums Wirkt . Geh . Rath
Ellstätter : Schon in der Generaldiskussion habe Redner
sich darüber ausgesprochen , welche Stellung die Regierung
gegenüber einem daraus gerichteten Antrag, der Regierung
lediglich die Ermächtigung zur Ausstellung von Einkommen¬
steuer-Kataster zu geben, nehmen werde . Der vorliegende
Antrag weiche zwar formell von dem durch den Abg . Burgin der Generaldiskussion angekündigten Anträge ab , ma¬
teriell aber unterscheide er sich von jenem nicht ; Redner
warne daher auch heute wieder vor der Annahme eines
Antrages , welcher das Zustandekommen des Gesetzes ernst¬
lich in Frage stelle. Das Haus möge vielmehr denselben
ablehnen , da Art . 23 ausdrücklich die Festsetzung des
Steuerfußes dem Finanzgesetz Vorbehalte und ohne eine
solche vorgängige Bestimmung des Steuersatzes das Gesetz
nicht in Vollzug gesetzt werden könne .

Redner wiederholt, daß er in vorliegendem Antrag nur
eine Wiederholung des Antrags Burg erblicken könne, und' daß , wie letzterem, so auch elfterem gegenüber der Stand¬
punkt der Regierung ein durchaus ablehnender sei .

t Abg . Birkenmeyer ist gegen den Antrag, das Haus habedas Gesetz zu beratheu angefangen und müsse nun auch
dasselbe fertigstellen und dürfe nicht diese ihm obliegende
Aufgabe einem künftigen Landtage überlassen .

Abg . Fischer : Wenn auch der Abg. Hoffmann, wieRedner gerne glaube, nicht die Absicht einer dilatorischen
Behandlung des Gesetzes habe, so werde sein Antrag doch
faktisch diese Wirkung haben .

Abg . Winterer ist durchaus kein Gegner des Gesetzes,



vielmehr mit dem Prinzip desselben vollkommen einver¬

standen ; allein er sei stets der Meinung gewesen, daß wenn

einmal die Einkommensteuer -Kataster fertig vorliegen wür¬

den , dem Landtage gestattet werden würde , über die Ein¬

führung der Einkommensteuer definitiv zu beschließen und

hierbei namentlich die Frage der Skala des Steueran¬

schlags , sowie des Steuerfußes auf Grund des Ergebnisses
der Kataster zu prüfen ; zur Zeit sei es noch völlig unklar ,

welch« Wirkung der allgemeine Schuldenabzug bei der

Einkommensteuer haben und wie bezüglich des Einkommens

der Landwirthe die Steuerkataster sich gestalten werden .

Die Schlußbemerkung des Finanzministers scheine Redner

nicht richtig , lehne man den Antrag ab , so werde eben

das Gesetz am 1 . Januar 1886 in Kraft treten und die

Kammer nur noch zu bestimmen haben , ob der Steuerfuß
2 oder 3 Proz . betragen solle. Nehme man aber den

Antrag an und fielen die Einkommensteuer - Kataster wie

erwünscht aus , so werde das Einführungsgesetz in kürzester

Frist vollendet sein können und dem Inkrafttreten des Ge¬

setzes am 1 . Januar 1886 nichts im Wege stehen. Redner

bittet um Annahme seines Antrages .
Abg . Kiefer : Der Antrag Hofsmann sei nicht identisch

mit dem früheren Antrag Burg ; denn ersterer wolle die

Festsetzung des Termins , zu welchem das Gesetz in Kraft
treten solle , und nur diese dem nächsten Landtage Vorbe¬

halten ; die Begründung aber , die der Abg . Winterer dem

Antrag gegeben , habe denselben dem früheren Antrag be¬

trächtlich genähert ; denn der Abg . Winterer wolle dem

nächsten Landtage auch die definitive Entschließung über

Annahme oder Nichtannahme des Gesetzes Vorbehalten ; der

Antrag sei überflüssig , weil die Kammer über die Fest¬

setzung des Steuerfußes zu entscheiden haben werde , ohne
eine solche das Gesetz nicht in Vollzug gesetzt und zweifel¬
los staatsrechtlich die Festsetzung des Steuerfußes von der

Kammer verweigert werden könne ; ein Vorbehalt , wie ihn
der Abg . Winterer befürworte , sei unzulässig , denn die Re¬

gierung könne nur auf Grund eines feststehenden Ge¬

setzes an die Aufstellung der Kataster herantreten und alles

zur Einführung des Gesetzes Nothwendige vorbereiten ,
Redner bittet um Ablehnung des Antrags .

Abg . Burg tritt für den Antrag ein .
Präsident des Finanzministeriums , Wirkt . Geh . Rath

Ellstätter , dankt dem Abg . Kiefer für dessen Ausfüh¬

rungen , welchen er nichts hinznzufügen habe . Die Be¬

merkungen der Abgg . Winterer und Burg seien lediglich
eine Bestätigung dessen, was Redner vorhin gesagt habe ,

' daß nämlich der jetzt vorliegende Antrag trotz seiner for¬
malen Verschiedenheit materiell nur eine Wiederholung
des von Redner schon in der Generaldiskussion bekämpften
Antrags Burg sei ; wie vorgestern , s>> könne Üüch heute
Redner dem Hause nur empfehle » , diesen Antrag abzu¬

lehnen , da die AnnqfMe -hesselben für die Großh . Regie¬

rung schlechtt?.»g
"dse Ablehnung der Vorlage bedeute .

A^ . Dtaurer befürchtet , daß , wenn das Gesetz heute nicht

ganz fertig gestellt würde , von neuem Agitationen in dem

Volke für und wider die Einführung der Einkommensteuer

hervorgcrufen werden würden .
Abg . Junghanns wendet sich gegen eine Bemerkung

des Abg . Winterer , das vorliegende Gesetz sei in übereilter

Weise zu Stande gekommen.
Abg . Winterer : Die Agitationen werden auch bei

Ablehnung des Antrags nicht ausbleiben und auf Fest¬

setzung eines möglichst niederen Steuerfußes gerichtet sein.

Der Berichterstatter brttet um Ablehnung des An¬

trags Hoffmann .
Das Haus lehnt sodann , wie schon berichtet , den An¬

trag ab , nimmt Art . 28 sowie 29 und 30 und endlich in

namentlicher Abstimmung das ganze Gesetz mit 43 gegen
13 Stimmen an .

* Karlsruhe , 24 . Mai . 83 . öffentliche Sitzung der

Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des Präsidenten

Lamey , vorübergehend des I . Vicepräsidenten Betzing er .

Am Regierungttische : Geh . Rath Ellstätter und Geh .

Refereudär Glöckner .
Tagesordnung : Berathung des Berichts der Kommission

über den Gesetzentwurf die Braumalz -Steuer betr .

Die allgemeine Diskussion leitet der Berichterstatter

Abg . Edelmann ein . Der seitens des Hohen Hauses der

Kommission ertheilte Auftrag , in die Berathung der Einzel¬

bestimmungen des Entwurfes einzutreten , habe , wie voraus¬

zusehen keinerlei Schwierigkeiten bereitet ; nur hinsichtlich des

Steuerfußes sei eine Einigung bis jetzt nicht erzielt worden .

Daß die Braumalz -Steuer für den Brauereibetrieb jeden¬

falls von dem größten Vortheile wäre , sei nicht zu be¬

zweifeln . Vor Allem gewinne der Brauer durch dieselbe
volle Freiheit in der Benützung des Kessels und es be¬

schränke sich die Kontrole lediglich auf die Schrotmühlen .

In Ansehung der letzter» werde sie im Falle der Ein¬

führung selbstthätiger Zählapparate noch erheblich geringer .

— Man könne wohl sagen , daß die Aufrechterhaltung
der Kesselsteuer im Hinblick auf die gewaltigen Fortschritte
der Technik kaum mehr möglich sei . — Auf der andern

Seite lasse sich nicht leugnen , daß die eintretende Erleich¬

terung im Betrieb vorzugsweise dem Großbrauer , der die

Mittel zur Anschaffung der selbstthätigen Zählapparate

besitze , zu Gute komme , und die am schwersten ins Ge¬

wicht fallende Frage bleibe die, ob es dem kleinen Brauer

bei seinen unvollkommenen Brauereieinrichtungen gelingen
werde , aus einem gegebenen Quantum Malz die gleiche

Menge gleich gehaltreichen Bieres auszubringen , wie

der Großbrauer . Sei dies , wie sicher anzunehmen , nicht
der Fall , dann würde der kleine Brauer höher belastet
werden , als der große , und dann noch weniger als bisher
in der Lage sein , die Konkurrenz des Großbetriebs aus¬

zuhalten . Die Kommission habe sich darum auch nicht
entschließen können , einen einheitlichen Steuersatz zu be¬

fürworten , vielmehr vorgeschlagen , für die ersten 300Doppel -

zentner einen Steuersatz von 9 M ., für den Mehrverbrauch

einen solchen von 10 M . per Doppelzentner im Interesse
der kleinen und mittleren Betriebe aufzunehmen . Die

Großh . Regierung habe diesen Vorschlag für unannehmbar

bezeichnet, dagegen sich bereit erklärt , für die kleineren Be¬

triebe während einer Uebergangsperiode eine Erleichterung

zu gewähren . Darauf einzugehen , sei wiederum der Kom¬

mission unmöglich erschienen, da diese der Ansicht gewesen

sei, daß nur durch eine dauernde Erleichterung dem kleinen

und mittleren Brauereigewerbe gedient werden könne. Redner

glaube , in der Hoffnung , es werde die Großh . Regierung

ihren Widerstand gegen den Kommissionsantrag fallen lassen,

letzteren zur Annahme empfehlen zu sollen .
Der Präsident des Großh . Finanzministeriums Geh .

Rath Ellstätter : Das Hohe Haus habe den seiner Kom¬

mission ertheilten Auftrag , in die Detailberathung der

Vorlage einzugehen , sicherlich nicht zu bereuen , da in Folge

desselben eine zum Vortheile des Entwurfes gereichende,

durchaus mit Sachkenntniß vorgenommene Umarbeitung

desselben erzielt und zugleich die auch in den eingekommenen

Petitionen und von den seitens der Großh . Regierung

befragten Sachverständigen einstimmig ausgesprochene Ueber -

zeugung für die Kommission gewonnen worden , daß die

Braumalz -Steuer im Prinzips entschieden den Vorzug vor

der Kesselsteuer verdiene , daß sie unzweifelhaft die Steuer

der Zukunft sei.
Nur ein Hauptpunkt , dieNormirung des Steuerfußes ,

rufe Meinungsverschiedenheiten hervor . Dieser Punkt

habe ihn auch veranlaßt , gegenüber den eingelaufenen

Petitionen eine gewisse Zurückhaltung zu beobachten , weil

er überzeugt gewesen , daß es stets schwierig sein werde ,
den Steuerfuß festzusetzen, da die Interessenten wohl jeden
von der Regierung vorzuschlagenden Steuerfuß zu hoch

finden würden .
An sich aber liege die Sache einfach . Man sei ja dar¬

über einig , daß einerseits eine Steuererhöhung nicht ein-

treten solle , daß andrerseits aber die Staatseinnahmen

auch keinen Ausfall erleiden dürften . Es scheine sonach
nur ein Rechenexempel gelöst werden zu müssen . Man

kenne ja den dermalen bestehenden Steuersatz für ein Hek¬
toliter Bier , habe also nur festzustellen , welche Gewichts¬

mengen an Malz durchschnittlich für diese Quantität Bier

verwendet werde , und dann die so gefundene Menge dem

dermaligen Steuersätze zu unterwerfen . Allein gerade die

Frage , wie viel Malz durchschnittlich für ein bestimmtes
Quantum Bier zur Verwendung komme, werde verschieden
beantwortet . Die Großh . Regierung sei auf Grund ihrer
mit voller Objektivität angestellten Ermittelungen zu der

Ueberzeuguna äugt,
'
daß im Großherzogthum durchschnitt¬

lich" höchstens 50 Pfund Malz für Herstellung eines Hekto¬
liters Bier verwendet würden . Man habe daher den

hiernach ermittelten nach unten abgerundeten Satz von

10 M . 60 Pf . in den ursprünglichen Entwurf ausgenommen .

Bei der Berathung hätten jedoch die als Sachverständige

zugezogenen Bierbrauer in ihrer überwiegenden Mehrheit
erkärt , der Ansatz sei zu optimistisch , sie verwendeten mehr

als 50 Pfund Malz auf die genannte Menge Bier . Die

Großh . Regierung habe darauf hin einen Satz von nur

10 Mark für den Doppelzentner Malz in den dem Hause

vorgelegten Entwurf ausgenommen , in der Hoffnung , da¬

mit einen Kompromiß gestiftet zu haben , da der neue

Steueransatz die Verwendung von 53 ^ 2 Pfund Malz auf

das Hektoliter Bier voraussetze . Allein auch hiergegen

hätten sich sofort Petitionen erhoben .
Die Großh . Regierung sei jedoch der Ansicht, daß man

in dem Steuersätze nicht noch weiter zurückgehen könne,

wenn man die Einnahmen aus der Bierbesteuerung an¬

nähernd auf der bisherigen Höhe erhalten wolle , um so

weniger als wie es seinerzeit den Brauern Bayerns und

Württembergs gelungen sei, den Verbrauch an Malz ein¬

zuschränken , so auch den Brauern Badens das Gleiche

gelingen werde , da ja die Verhältnisse in diesen Ländern

ungefähr dieselben seien, wie in unserem Lande . — Man

habe dem Regierungsvorschlage entgegengehalten : einmal ,

daß die ärarische Brauerei RothhauS selbst bei den Sach¬

verständigen - Berathungen einen höheren Malzverbrauch

angegeben habe , der nur zu einem Steuersatz von 9 M .

60 Pf . führe , und daraus den Schluß gezogen , daß der

durchschnittliche Malzverbrauch überhaupt ein höherer sei ,
als die Finanzverwaltung unterstelle . Redner dagegen

ziehe aus jener Miltheilung nur den Schluß , daß die

Brauerei RothhauS unter sehr schwierigen Verhältnissen
arbeite , und darum für die Folge bemüht sein müsse,

ihren abnorm hohen Malzverbrauch einzuschränken . Des

weiteren habe man geltend gemacht , Baden sei ein wein¬

bauendes Land und schon aus diesem Grunde verlange

man hier ein stärkeres malzreicheres Bier ; der Vergleich

mit Bayern und Württemberg sei deshalb nicht stichhaltig .

Auch diese Auffassung vermöge er für zutreffend nicht zu

erachten , da nach den der Großh . Negierung zur Ver¬

fügung gestellten amtlichen Ermittlungen in der Rhein¬

pfalz , die doch gewiß auch ein weinbauendes Land sei,

nur 46 —47 Pfund Malz für den Hektoliter Bier ver¬

wendet würden . Die Großh . Regierung bringe darum

absolut keiue zu hohe Steuer in Anforderung .
Der Vorschlag der Kommission , den er als unannehmbar

bezeichnen müsse, habe vor Allem das Bedenken gegen sich,

daß er die Biersteuer als eine auf den gewerblichen Be¬

trieb gelegte Steuer , nicht als eine Konsumtionsabgabe

auffasse . Letzteres aber sei allein zutreffend . Die Kon¬

sumtionsabgabe aber müsse auf den Konsumenten überwälzt

werden und dies geschehe auch bei der Bierbesteuerung ,

wenngleich , wie er gerne zugebe , in der ersten Zeit nach

Einführung einer neuen derartigen Abgabe vorübergehend

Schwierigkeiten in den Weg treten könnten . Diese Ueber -

wälzung luehme der kleine Brauer vor , wie der große ;

allerdings erziele ja der erstere in Folge seiner durch die

Natur der Verhältnisse bedingten geringeren Konkurrenz¬

fähigkeit in der Regel einen geringeren Unternehmergewinn ,
aber die Steuer überwälze er unbedingt mit seinen Pro¬

duktionskosten , andernfalls würde ja der Geschäftsbetrieb
für ihn kaum möglich sein .

Der Vorschlag der Kommission habe auch noch das
weitere Bedenken gegen sich, daß er die Steuererleichterung
dem Großbrauer wie dem Kleinbrauer zu Gute kommen

lasse, während doch absolut kein vernünftiger Grund be¬

stehe, dem Großbrauer ein solches Geschenk zu machen .
Des weitereu würde derselbe zu Schwierigkeiten bei Fest¬
stellung der Uebergangsabgaben führen , insbesondere aber
der Staatskaffe einen Steuerausfall von 170 000 M . ver¬
anlassen . In Wahrheit stelle sich die vorliegende Frage
der Hauptsache nach als eine Frage des Staätsaushaltes
dar . Wolle man den bisherigen Steuerertrag sichern,
dann dürfe man nicht von Unterstellungen ausgehen , die
den Ertrag zweifelhaft machten . Als Hauptbedenken müsse
dabei noch betrachtet werden , daß die Brauer künftig ohne
Zweifel zu einem geringeren Malzverbrauch schreiten und

dadurch die Staatskaffe voraussichtlich erheblich bcnach-

theiligen würden . Ein Einnahmeausfall sei aber , wie
bereits wiederholt hervorgehoben , gerade in dem gegen¬
wärtigen Zeitpunkte besonders bedenklich, wo es gelte , den

Zweck des kaum beschlossenen Einkommensteuer - Gesetzes
sicher zu stellen, durch Vermeidung von Einnahmevermin¬
derung und Ausgabenvermehrung , soweit dies thunlich er¬

scheine. Seit den letzten Jahren befänden sich ja die

Staatsausgaben in ständigem Wachsen , dieselben hätten
im ordentlichen Etat der Periode 1878 ; 79 69 Millionen

betragen , 1880/81 75 122 000 M ., 1882/83 77 311000 M .
und für die Jahre 1884/85 seien 78 164000 M . vorge¬
sehen.

Das gegenwärtige Budget schließe damit ab , daß von
der Amortisationskasse ein Zuschuß von etwa 215,000 M .

zu leisten sei, was allerdings nicht als bedenklich errachtet
werden könne, allein eine Verminderung der zur Zeit freilich
noch starken Reichseinnahmen sei , namentlich , nachdem am
1 . April das Etatsjahr mit einer Mindereinnahme von
6 Millionen Mark aus der Tabaksteuer abgeschlossen habe ,
was für Baden einen Ausfall von 200,000 M . bedeute ,
nicht ausgeschlossen, ferner seien auch die Einnahmen aus
der Zuckersteuer erheblich zurückgegangen , dazu komme der

Ausfall an Gerichtsgebühren , der , wenn man bei Auf¬

stellung des gegenwärtigen Budgets bereits das Ergebniß
des Jahres 1883 hätte zu Grunde legen können , nicht

bloß auf 440,000 M . , sondern auf etwa 750,000 M . hätte
festgestellt werden müssen und zudem sei die Verringerung
dieser Einkünfte noch im Gange ; des weiteren sei ein Mehr¬

aufwand für die Armenpflege im Betrag von 152,000 M .
in das Budget eingestellt worden , der sich in Folge der

nach den Beschlüssen der Kammern nach Maßgabe der

Rechnungsabschlüsse von 1883 an die Kreise zu leistenden

Vergütung um Erhebliches erhöhe , ferner fei für Ver¬

sorgung der Hinterbliebenen der Angestellten ein Betrag

eingestellt, der sich aber nach neuerlicher Berechnung schon

für das laufende Jahr um etwa 23 — 25,000 M ., im

nächsten Jahr aber schon um 30,000 M . erhöhen werde ,
dazu komme noch eine Summe von etwa 33,000 M . für

Versorgung der Volksschullehrer - Relikten , die im Budget

gleichfalls nicht vorgesehen sei ; das Gesetz betreffend die

Staatsbeiträge zu den Volksschullehrer - Gehalten werde

einen Mehraufwand von 77,000 M . verursachen ; das

Straßengesetz verlange weitere 100,000 M . jährlich , wäh¬
rend der ersten 3 Jahre nach den Beschlüssen des Hohen

Hauses sogar 200,000 M . ; endlich seien noch die auf
Grund der Ergebnisse der landwirthschaftlichen Enquete

geforderten Summen zu berücksichtigen.
Bei dieser Sachlage würde Redner in der Lage gewesen sein,

Nachtragsforderungen einbringen zu müssen , wenn er nicht

mit Rückcht darauf , daß gerade die Biersteuer im Jahr
1883 gegen das Vorjahr ein Mehrerträgniß von ca . 700,000
Mark geliefert habe sich Hütte entschließen können , auf

einen Nachtragsetat zu
' verzichten . Nun die Erträg¬

nisse gerade dieser Steuer in Frage zu stellen , gehe nicht

an . Hier also müsse er das Hohe Haus dringend um

Vorsicht bitten , auch ersuchen nicht lediglich die Interessenten ,

sondern auch die Ordnung des Staatshaushalts im Auge

zu behalten und dafür zu sorgen , daß die neue Einkommen¬

steuer ihre Wirkung nicht verfehle . Trete wirklich bei dem

seitens der Großh . Regierung vorgeschlagenen Steuersätze
ein Mehrerträgniß ein , so könne man ja immer noch

später eine Ermäßigung vornehmen ; bei Annahme des

Kommissionsvorschlages aber sehe man klar einen Steuer¬

ausfall voraus , für den Redner die Verantwortung nicht

zu übernehmen vermöge . Umdas Entgegenkommen der Großh .

Regierung zu beweisen , habe er der Kommission die An¬

deutung gemacht , man könne etwa während einer Ueber¬

gangsperiode von 3 Jahren von den kleineren und mittlere »

Brauern die bis zu 500 Doppelzenrner Malz jährlich

verbrauchten , bis zu 200 Doppelzentner nur 9 Ma »

Steuer erheben . Die Kommission sei jedoch auf diesen

Vorschlag nicht eingegangen . Sollte derselbe aus der

Mitte des Hauses erneuert werden , so wäre die Großh -

Regierung bereit , auf denselben einzugehen trotz ihrer Be¬

denken gegen Einführung eines zweifachen Steuersatzes
und allein in dem Bestreben , das Gesetz , wenn irgend

möglich zu Stande zu bringen . Gelinge letzteres nicht,

dann würden von neuem die Petitionen an das Hohe

Haus gelangen . Die Großh . Regierung aber würde,

wenn sie dem erneuten Begehren der Petenten Rechnung

tragen wollte , stets bei Festsetzung des Steuerfußes bei

den interessirten Kreisen auf den gleichen Stein des An¬

stoßes treffen und dieser Jnteressenstreit werde , wie die

heutige Verhandlung zeige , in diesem hohen Hause ferne

Fortsetzung finden .
Unter solchen Umständen werde Redner nicht mehr du

Ehre haben , ein Braumalzsteuer -Gesetz vorzulegen ; vielleicht

werde es später doch einmal wieder dazu kommen »n»

dann würden ohne Zweifel die liberalen Bestimmungen ^
des gegenwärtigen Entwurfes volle Anerkennung finden - t

aber die Schwierigkeiten mit der Umrechnung des Steuer ^



satzes würden wohl immer die gleichen bleiben . Er bitte
daS Haus dringend , zum Zustandekommen des Gesetzes
beizutragen und damit den allgemeinen Interessen sowohl ,
als denen der zunächst Betheiligten Befriedigung zu ver¬
schaffen.

Abg . Schmitt (Bruchsal ) : Würde man vor Abfassung
des Gesetzentwurfes auch kleinere Brauer als Sachver¬
ständige zu Rathe gezogen haben , so hätte man von diesen
sicherlich den Wunsch nach Beibehaltung der Kesselsteuer
vernommen , wie aus den zahlreich eingelaufenen Petitionen
hervorgehr . Der Brauerbund , der , wie es scheine, die
Veranlassung zu der Gesetzesvorlage durch seine Petitionen
gegeben , habe keineswegs die Brauer des Grvßherzogthums
hinter sich. — Wenn er sich frage , weichen Weg man in
der vorwürfigen Frage einschlagen , wessen Antrag man
folgen solle, so scheine ihm zunächst das Streben der Kom¬
mission , den kleinen Brauer zu erleichtern , ihn gegen die
Konkurrenz des Großbetriebs zu schützen , durchaus aner -
kennenswerth , allein er halte den Kommissionsantrag nicht
ausreichend , die gewünschte Erleichterung auch wirklich zu
gewähren . — Unannehmbar erscheine ihm ebenso der Re¬
gierungsvorschlag wegen des dadurch bedingten Einnahme¬
ausfalles . Bon dem Vorschläge des Brauerbundes lasse
sich, da derselbe offenbar nicht nur auf möglichste Ausbeute
des Malzes und Beseitigung der Kesselkontrole , sondern
insbesondere darauf gerichtet sei , durch Minderung des
Malzzusatzes weiteren Vortheil zu erzielen , auch nichts
Gutes erwarten . So gelange er zu dem Resultate , daß
die Beibehaltung der Kesselsteuer zu befürworten sei , ins¬
besondere , um dem gemeinen Mann ein gutes , kräftiges ,
nicht zu theures Bier zu erhalten . — Daß auch in Wahr -
heit kein Bedürsniß vorliege , eine Aenderung in der Be¬
steuerungsweise eintreten zu lassen, zeige die stets wachsende
Einnahme aus der Biersteuer und die Konkurrenzfähigkeit
unserer Brauereien gegenüber dem Auslande . Er empfehle
daher die Ablehnung des ganzen Entwurfes .

Abg . Frech : Er bitte im Gegensatz zum Vorredner , den
Entwurf im Interesse des Landes anzunehmen . Die Min¬
derheit der Kommission sei darüber einig gewesen , daß der
vorliegende Entwurf einen wesentlichen Fortschritt dar¬
stelle , da er eine rationelle , weil nach dem Werthe des
Produkts bemessene Steuer vorschlage , dem Brauer volle
Freiheit lasse in der Ausübung seines Gewerbebetriebs ,
durch Verminderung der Defraudationsfälle der Staats¬
kasse zum Vortheil gereiche und endlich auch ein besseres
Getränk erziele . — Die Einwendungen , das Gesetz schädige
daS kleine Brauereigewerbe und die Landwirthschast , halte
er nicht für stichhaltig . Das Kleingewerbe werde unter
jeder Gesetzgebung durch die Konkurrenz des Großbetriebs
zu leiden haben . Einen Vortheil erfahre es durch den
Entwurf jedenfalls insofern ?, als minder gehaltreiches Bier
künftig auch geringer besteuert werde , was bei der Kessel¬
steuer nicht der Fall gewesen . Unverhältnißmäßige Kosten
rnuthe man den kleinen Brauern auch nicht zu, da sie ja in der
Lage seien, auf öffentlichen Mühlen mahlen zu lassen , auch
das Gesetz während der Uebergangszeit schonend verfahre .
— Auch die Landwirthschast werde in Folge der Brau¬
malz - Steuer nicht zu Grunde gehen , vielmehr gerade in
Folge der vermehrten Nachfrage nach werthvollercr Gerste
einen Antrieb erhalten , bessere Frucht zu produziren . Zu¬
dem werde für sie daS Verbot der Verwendung von Sur¬
rogaten von Vortheil sein. — Die Hauptschwierigkeit be¬
reite die Festsetzung des Steuerfußes . Er vermöge den
Steuersuß von 10 M . nicht als zu hoch zu erachten , da der¬
selbe einem Malzverbrauch von 53 ' /? Pfund für das
Hektoliter entspreche , während , wie in Württemberg und
Bayern , so auch bei uns , gewiß durchschnittlich weniger
Malz zur Herstellung dieses Quantums Bier zur Ver¬
wendung gelange . — Er könne sich daher mit dem Vor¬
schläge des Herrn Präsidenten des Finanzministeriums
sehr wohl befreunden , würde auch in der Lage sein , einem
Steuersätze von 9,60 M . zuzustimmen . Er hoffe sicher,
daß es gelingen werde , das Gesetz zu Stande zu bringen .

Der Abg . Wittmer erklärt sich für einen Gegner des
Entwurfs , wie der vorgeschlagenene Besteuerungsmethode
überhaupt . Der kleine Brauer , der sich in der Konkurrenz
mit dem Großbetrieb kaum aufrecht zu erhalten vermöge ,
werde durch den Entwurf stärker als der große Brauer
zur Steuer herangezogen , da er thatsächlich mehr Malz
zur Herstellung der gleichen Quantität Bier verwenden
müsse als dieser .

'
Verwende er ausländische Gerste , weil

diese gehaltreicher , dann fließe das Geld in ' s Ausland
und unsere Landwirthschast leide Roth . Außerdem würde
bei Annahme des Entwurfes eine Verringerung der Ueber -
gangssteuer eintreten und dadurch die Konkurrenzfähigkeit
unserer Brauer gegenüber dem Auslande vermindert wer¬
den . Das fiskalische Interesse werde durch den Entwurf
nicht gewahrt , der Brauer mehr chikanirt als unter der
Herrschaft der Kesselsteuer und die Defraudation gesteigert .
Man habe in der letzten Zeit so oft betont , das Kleinge¬
werbe müsse geschützt werden . Hier biete sich dazu eine
Gelegenheit . Man solle darum den Entwurf ablehnen .

Abg . Hebting : Der Entwurf beseitige ein altes , ja
veraltetes Gesetz und führe statt dessen eine bereits in
anderen Staaten bewährte Besteuerungsmethode ein ; von
einem Experimentiren könne also in Ansehung dieser Vor¬
lage nicht die Rede sein. Die Kesselsteuer passe nicht mehr
zum modernen Brauereibetrieb , lege dem Brauer Fesseln
an, erschwere die Ausnützung der Materialien und trage
einen vexatorischen Charakter an sich, indem sie den Brau¬
herrn bestrafe , wenn gegen seinen Willen seitens seiner
Bediensteten ein Verstoß gegen die Steuervorschriften be¬
gangen worden sei . Zudem erleichtere sie die Defrau¬
dation . Haupthinderniß des Zustandekommens des Gesetzes
sei der Steuerfnß , allein er dächte , es sollte mit gutem
Willen doch möglich sein , eine Einigung zu erzielen . Er
meine , man solle zu diesem Behufe einen Mittelweg ein¬
schlagen und einen Steuersatz von 9,50 bis 9,60 M . an¬
nehmen . Zeige sich dann , daß dieser Satz zu nieder sei ,

so bleibe die Möglichkeit Vorbehalten , durch Fixirung eines
entsprechend höheren Steuerfußes das Gleichgewicht wieder
herzustellen . Man habe ja den Weg , bei der Beschluß¬
fassung zu Protokoll zu erklären , daß man eine Min¬
derung der Staatseinnahmen durchaus nicht beabsichtige ,
vielmehr der Regierung das Recht einräume , eine Er¬
höhung der Steuer eintreten zu lassen, falls sich ein Aus¬
fall ergeben sollte . Vortheilhaft wäre es auch gewesen,
stch zunächst über das Prinzip der Steuer zu einigen und
dann später den Steuersatz festzustellen, wie dies Ver¬
fahren ja auch bei der Einkommensteuer beliebt worden sei.

Abg . Flüge : Die Schwierigkeit des Zustandekommens
des Gesetzes liege in dem Widerstreit der Interessen der
kleinen und der großen Brauer . — Redner habe von dem
größten Brauer des Obereinnehmereibezirks Lahr erfah¬
ren , daß derselbe im Falle der Feststellung des Steuer¬
satzes auf 9 M . einen Mehrbetrag an Steuer von 1200 M .
jährlich zu zahlen haben würde , daß dagegen bei einer
Erhöhung der Steuer auf 10 M . dessen Existenz gefährdet
sein würde . Noch bedenklicher stelle sich natürlich die Sache
für die kleinen Brauer . Schwäche man aber den kleinen
Brauer , so schwäche man damit zugleich die Landwirth -
schaft, indem man ihre Absatzgelegenheit verringere . Er
meine, man sollte eine Aenderung in der Besteuerungs¬
weise vermeiden , zumal ja bei der bisherigen Steuer der
Großbetrieb zur Blüthe gelangt sei . Er bitte daher , den
Entwurf abzulehnen und dadurch ein gefährliches Experi¬
ment zu vermeiden .

Der Abg . Müller anerkennt die großen Vorzüge des
Entwurfes , erklärt sich aber ebenfalls mit aller Entschie¬
denheit gegen den Steuersatz von 10 M . unter dem Hin¬
weis daraus , daß sich nach den Berechnungen der größten
Brauereien des Landes bei Zugrundelegung des gegen¬
wärtigen Steuersatzes für den Doppelzentner Malz nur ein
Steuersatz von höchstens 9 M . 50 Pf . ergebe . — Auch glaubt
derselbe , daß schon bei einem Steuersätze von 9 M . der
Kleinbrauer eine empfindliche Steuererhöhung erleiden
würde , um so empfindlicher deshalb , weil es den kleine¬
ren , meist ja auf dem Lande betriebenen Brauereien sehr
schwer werde , ja vielfach geradezu unmöglich sei, die
Steuer auf die Konsumenten zu überwälzen , sie auch um
ihrer mangelhaften Brauapparate willen weit mehr Malz
zur gleichen Qualität Bier verwenden müßten , wie der
Großbrauer . Bei einem Steuersätze von 10 M . könne
der Kleinbauer absolut nicht mehr existiren . Sein Unter¬
gang würde aber nothwendigerweise auch die Landwirth -
fchast in Mitleidenschaft ziehen . Er bitte auf Grund die¬
ser Erwägungen , dem Kommissionsantrage zustimmen zuwollen .

Präsident Lamey theilt dem Hause mit , es sei ein von
den Abgg . Junghanns , Flüge , Wittmer Unterzeichne¬
ter Antrag eiugekommen, dahin gehend, den Gesetzentwurf
abzulehnen ; dieser Antrag könne jedoch nicht zur Abstim¬
mung gebracht werden , da er im Widerspruch stehe mit
dem früher gefaßten Beschlüsse des Hauses , wodurch die
Kommission beauftragt worden sei, in die Detailberathungder Vorlage einzutreten .

Abg . Junghanns : Man habe seinerzeit nur be¬
schlossen , es solle die Kommission in die Detailberathung
des Entwurfes eintreten ; über die Frage , ob das Gesetz
anzunehmen oder abzulehnen sei , habe man keinen Be¬
schluß gefaßt , seinem Anträge stehe daher nichts im Wege .

Präsident Lamey : Der Abg . Kiefer habe seinerzeit
zur Begründung seines in der Folge zur Annahme ge¬
langten Antrages ausdrücklich betont , daß man , ohne die
Detailbestimmungen des Entwurfes zu kennen , nicht über
Annahme und Ablehnung entscheiden könne. Die Detail¬
bestimmungen lerne man nur kennen durch die über die
einzelnen Artikel gefaßten Beschlüsse.

Der Abg . Kiefer stimmt den Ausführungen des Prä¬
sidenten zu.

Abg . Junghanns : Es genüge ihm , daß das Haus
einstweilen die Absicht der Antragsteller , den Entwurf ab¬
zulehnen , kennen gelernt habe , und er sei einverstanden ,wenn erst am Ende der Detailberathung über den Antrag
abgestimmt werde .

Abg . Maurer : Was seinen Wahlbezirk angehe , so
seien die Brauer zwar für die Braumalzsteuer , aber gegenden vorgeschlagenen Steuersatz , da ein solcher von 9 M .
bereits eine Steuererhöhung bringen würde . Man habe
ihm nahe gelegt, sich zu verlässigen , ob nicht die Großh .
Regierung vielleicht im ersten Jahre sich mit einem Steuer¬
sätze von 9 M . begnüngen könne , wenn man ihr gleich¬
zeitig die Befugniß gebe, eine Steuererhöhung bis zu 10
Mark vorzunehmen , wenn ein Steuerausfall eintreten
sollte . — Gegen das Gesetz in seiner dermaligen Fassung
müsse er im Interesse der Brauer feines Bezirks stimmen .

Abg . Junghanns : Es handle sich im vorliegenden
Falle durchaus nicht um eine Frage der Staatseinnahmen ,
sondern um eine gewerbliche Frage . — Die Großh . Re¬
gierung habe den gegenwärtigen Entwurf vorgelegt , um
den Bitten .vieler Gewerbetreibenden entgegen zu kommen .
Allein welchen Nutzen ziehe daS Gewerbe aus dem neuen
Gesetze ? Man behaupte , es werde eine freiere Bewe¬
gung im Gewerbebetrieb ermöglichen ; auf der andern
Seite aber stehe eine wesentliche Beeinträchtigung des klei¬
nen Brauers , sowohl durch die Steuererhöhung als die
erheblichen Aufwendungen , die derselbe im Falle des In¬
krafttretens des neuen Gesetzes zu machen genöthigt wäre ,
entgegen . Bei dieser Sachlage halte er für besser bei, dem
bisherigen System zu bleiben , wenn man sich nicht etwa
entschließen wolle , für den Großbetrieb die Fabrikatsteuer
einzuführen , für den Kleinbetrieb die Kesselsteuer zu be¬
lassen . Durch eine Steuermäßigung könne , da selbst ein
Steuersatz von 9 M . für den kleinen Brauer noch zu
hoch wäre , nicht geholfen werden , daher erübrige nur die
Ablehnung des Gesetzentwurfes .

Der Präsident des Großh . Finanzministeriums , Geh .
Rath Eilstätter : Er bedauere es , daß nicht die heu¬

tigen Reden bereits vor zwei Jahren gehalten worden
seien . Damals seien die Petitionen der Brauer , wenn er
sich recht erinnere , einstimmig der Großh . Regierung em¬
pfehlend überwiesen worden . Er sei gewohnt , auf Grund
empfehlender Ueberweisungen sehr eingehende und ernst¬
liche Prüfung eintreten zu lassen. Die heutige Erfahrungkönnte ihn da ja wohl die Mehrheit des Hause « dem
Entwürfe feindlich gegenüberstehe, veranlassen , in Zukunftbei empfehlenden Ueberweisungen vorsichtiger zu Werke zu
gehen . Mit dieser Vorsicht werde Redner zunächst gegen¬über der vom Hrn . Abg . Junghanns heute empfohlenen
amerikanischen Fabrikatsteuer zu Werke gehen. — Redner
halte die Ablehnung des Gesetzes geradezu für einen
Fehler . Aufgabe der kleinen Brauer sei es, sich zu größe¬rem rationellerem Betrieb emporzuarbeiten . Durch Steuer¬
erleichterung eine Prämie auf das Zurückbleiben in der
Vervollkommnung des Betriebs zu setzen , sei volkswirth -
schaftlich geradezu unmöglich, zudem aber , angesichts der
fortschreitenden Technik völlig aussichtslos . Er empfehledem Hohen Hause dringend die Annahme des Entwürfe «,da das weitere Hinausschieben der Einführung einer Brau¬
malz - Steuer ein nicht wieder gut zu machender Mißgriffwäre . Sollte der Entwurf abgelehnt werden , so würde
er für seine Person die Frage der Aenderung des Bier -
steuer -Systems für abgeschlossen erachten . Wie sich die
Kammer aber auch entscheiden werde , — die Finanz¬
verwaltung als solche würde es nicht sein, welche die
Ablehnung des Gesetzes zu bedauern haben werde .

Ein von den Abgg . Hoffmann , Däublin , Mays —
12^/4 Uhr — gestellter Antrag auf Schluß der General¬
debatte findet Annahme .

Der Berichterstatter Abg . Edelmann betont in seinem
Schlußworte , daß die Einführung der Braumalz - Steuer
schon im Hinblick auf die enormen Fortschritte der Technik,mit denen die Kesselsteuer kaum mehr vereinbar sei , nicht
umgangen werden könne. Auch die kleineren Brauerei¬
besitzer widerstrebten der neuen Steuer nicht prinzipiell ,
vielmehr schrecke auch sie wesentlich nur die Höhe des
Steuersatzes . — Die Einführung einer Fabrikatsteuer ver¬
trüge sich nur mit dem Groß - , niemals mit dem Klein¬
betriebe . Aufgabe des Hauses sei es offenbar , die ent¬
gegenstehenden Interessen auszugleichen . Aus dem Bewußt¬
sein dieser Aufgabe sei auch der Vorschlag der Kommission
hervorgegangen . Er müsse mit allerBestimmtheit behaupten ,daß der Kleinbetrieb unmöglich mit der gleichen Steuer
belegt werden könne, wie der Großbetrieb , da es ihm , wie
auch das Beispiel Bayerns , wo ja ähnliche Verhältnisse ,wie bei uns vorhanden , beweise, vielfach nicht möglich
sei, die Steuer auf die Konsumenten zu überwälzen . Dem
Großbrauer freilich mache die Steuerüberwälzung keine
Schwierigkeit , da er die Bestimmung der Zäpflerpreise in
der Hand habe . — Die Kommission empfehle keineswegseine Prämie zu setzen auf den geringen Betrieb , auch nichtdie Unterstützung der Kleinen im Gewerbebetrieb , sondern
lediglich einen Ausgleich in der Besteuerung , der durch die
Erwägung geboten sei , daß der kleine Brauer thatsächlich
weniger Bier aus dem Malz gewinne, wie der Großbrauer .Man dürfe auch das volkswirthschaftliche Moment der
Erhaltung und Pflege des Mittelstandes , dem ja der kleine
und mittlere Brauer angehöre , nicht aus dem Auge lassen .Aus diesen Erwägungen bitte er , an dem Kommissions¬
antrage sesthalten zu wollen .

Bei der Spezialdiskussion geben die Artt . 1 bis incl . 3
zu Bemerkungen keinen Anlaß .

Art . 4 . Abg . v . Feder : Ohne Zweifel erleichtere der
vorliegende Entwurf die Bierbrauer in ihrem Gewerbe¬
betrieb . Dagegen scheine ihm , wenn er den Art . 4 in
Verbindung mit Art . 40 betrachte, daß die Kontrolthätigkeitdes Staates künftig in weit ausgedehnterem Maße als
bisher stattfinden werde , da außer den Brauern auch an¬
dere Betriebsstätten mit Malzverbrauch , ferner Mühlenund Malztransporte der steuerlichen Kontrole unterstelltwerden sollten . — Es würde ihm angenehm sein , vonSeiten der Großh . Regierung eine Erläuterung zu den
zitirten beiden Artikeln in der Richtung zu erhalten , ob
künftig die Kontrole eine weitergehende, lästigere , als bis¬
her , sein werde . Ferner möchte er erfahren , ob eine Ver¬
mehrung des Aussichtspersonals im Falle des Inkraft¬tretens des neuen Gesetzes in Aussicht zu nehmen sei . —
Sehr erheblich falle ohne Zweifel ins Gewicht , daß den
Bierbrauern künftig eine Erleichterung hinsichtlich der steuer¬
lichen Kontrole zu Theil werden solle , da dieser Maßnahme
zu Folge sich gewiß jene für die Brauer so fatalen Defrau¬
dationsprozesse , die oft noch von den unangenehmsten Folgen
begleitet seien , wenn der Brauer vielleicht sich zu einer
beleidigenden Aeußerung oder Drohung gegen den Steuer¬
beamten habe Hinreißen lassen , vermindern würden .
Dieses Moment sei gewiß für die Bierbrauer hoch anzu -
fchlagen .

Großh . Regierungskommissär Geh . Referendär Glöckner :
Allerdings werde im Falle der Annahme des Gesetzent¬
wurfes eine größere Zahl von Personen der steuerlichenKontrole unterworfen werden , als dies zur Zeit der Fall
sei , so außer den Bierbrauern die Mühlenbesitzer und
Malzfabrikanten . Mühlenbesitzer aber sei jeder Besitzereiner zum Brechen von Malz brauchbaren Mühle und
mühlenähnlichen Vorrichtung , also auch einer Futterquetsch -
Mühle rc. Es fielen daher insbesondere künftig Anmel¬
dungen hinsichtlich der Aufstellung solcher Mühlen und
Maschinen nöthig und das Steuerpersonal könne sich ver¬
lässigen , ob eine Mühle zum Malzbrechen verwendet werde .

Jetzt bereits zu bestimmen , ob die Durchführung der
Kontrole die Vermehrung des vorhandenen Aufsichtsper¬
sonals nothwendig machen werde , sei nicht wohl möglich .Die Erfahrung müsse hier die erforderliche Auskunftgeben . Immerhin glaube die Großh . Regierung zunächstmit dem dermaligen Personal ausreichen zu können, zumal die
OrtSacciforen bei der Kontrole behilflich sein und insbe¬
sondere dle amtlichen Verschlüsse der Privat -Malzmühleu



a- nehmen könnten . Die Überwachung der Nichtbrauer
werde jedenfalls nur eine beiläufige sein .
' Die Untersuchungen in DefraudationSprvzessen könnten

auch unter der Herrschaft des neuen Gesetzes nicht weg¬
fallen, da Defraudationen künftig ebenfalls möglich seien,
und Verfehlungen gegen die Bestimmungen des Gesetzes
selbstverständlich unter Strafe gestellt sein müßten.

Auch die Ksntrolirung der Brauer durch das Steuer-

Aufsichtspersonal werde unter der Herrschaft des neuen
Gesetzes nicht wegsallen , wenn auch der eigentliche Brauakt
einer Kontrole nicht mehr unterliege .

Im Ganzen dürfe aber im Hinblick auf die Erfah¬
rungen in Bayern und Württemberg wohl angenommen
werden , daß die Belästigungen durch steuerliche Kontrole

künftig sich vermindern würden .
Der Abg . Flüge ist der Meinung, es werde die Zahl

der Defraudationsprozesse künftig sich noch wesentlich er¬

höhen .
Zu Art. 6 Steuersatz liegen außer dem Kommissions¬

antrag die in der letzten Nummer des Blattes bereits er¬
wähnten Anträge , der eine von dem Abg . Kiefer und Gen .,
der andere von dem Abg. Lender und Gen . gestellt, vor .

Der Präsident macht dem Hause den Vorschlag , mit

Rücksicht darauf, daß sich die ganze allgemeine Diskussion
eigentlich nur um den Art . 6 gedreht habe, lediglich die
Antragsteller Kiefer und Lender zu hören und sodann zur
Abstimmung zu schreiten.

Das Haus erklärt sich mit dieser Behandlungsweiseein¬
verstanden.

Abg . Kiefer : Sein Antrag sei allein dem aufrichtigen
Bestreben entsprungen, das Gesetz , das einen unleugbaren
Fortschritt enthalte , zu Stande zu bringen. Er erkenne
auch den Antrag des Abg . Lender als einen durchaus be-

achtenswerthen Versuch der Vermittelung an , glaube aber,
daß seinem Anträge der Vorzug vor jenem um deßwillen

gebühre, weil er kein Provisorium aufstelle , nach dessen
Ablauf doch wieder der volle Steuersatz von 10 M . Platz
zu greifen hätte, und des weiteren sowohl den kleinen als
den großen Brauer erleichtere. Für die Finanzverwaltung
freilich sei der andere Vorschlag günstiger , da er dieselbe
nach 3 Jahren in den vollen Bezug des höheren Steuer¬
satzes bringe . Die ernsten gewiß gerechtfertigten Ausfüh¬
rungen des Herrn Präsidenten des Großh . Finanzmini¬
steriums hätten ihn bestimmt, einen Steuersatz vorzu¬
schlagen, der einerseits auch für die kleineren Brauer
erschwinglich sei , andererseits der Ergiebigkeit der Steuer
keinen Eintrag thue . Er bitte, in erster Reihe für seinen
Antrag zu stimmen. Sollte derselbe abgelehnt werden , so
nehme er keinen Anstand, im Interessedes Zustandekommens
des Gesetzes den Lender'schen Antrag zu befürworten .

Abg. Lender: Die Interessen der Gesammtheit und
die eine- einzelnen Gewerbes ständen sich im vorliegenden
Falle gegenüber. Sein Antrag bezwecke , die kollidirenden
Interessen zu versöhnen . Derselbe nehme den Steuersatz
von 10 M. prinzipiell an , wolle ihn aber zunächst nur
auf die Großbrauer angewendet wissen, von denen allge¬
mein angenommen werde , daß sie ihn wohl ertragen könnten .
Gleichzeitig verhindere der Antrag einen Ausfall an Steuer-
erträgniß . Endlich würde die vorgeschlagene Rückvergütung
dem Kleinbetrieb einen gewissen Schutz gewährleisten . Nach
Ablauf der dreijährigen Uebergangsperiode werde man
beurtheilen können , ob der kleine Brauer bei der höheren
Steuer zu bestehen vermöge . Redner habe seinem Anträge
ursprünglichden Zusatz gegeben, daß nach Ablauf der - Jahre
über die Fortdauer der Begünstigung von Neuem solle
beschlossen werden, allein man habe ihm bemerkt , daß ein
solcher Vorbehalt im Hinblick auf die Bestimmungen unserer
Verfassung über das Steuerbewilligungsrecht der Stände
nicht nöthig falle . Der Antrag sei mit voller Objektivität ,
nach bestem Wissen und Gewissen und in dem aufrichtigen

Handel «nd Verkehr.
Handelsberichte .

v . Frankfurt a . M . , 23. Mai . (Börsenwoche vom 17 . bis
22 . Mai .) Die Börse widmete im Laufe dieser Woche den Zu¬

ständen des amerikan. Geldmarktes noch fortwährend große Auf¬
merksamkeit und wenn man auch keine Besorgnisse hegte , daß
eine Weiterentwicklung der New Aorker Krisis bedeutende Er¬

schütterungen hervorhebenwerde, so wirkten die Vorgänge jenseits
des Ozeans doch immerhin ungünstig auf die Verhältnisse an
den europäischen Plätzen ein . Hier hatte sich die Tendenz, nach¬
dem man sich der Ansicht hingegeben, daß das Schlimmste vor¬
über sei , in den ersten Wochentagen wieder gebessert und ver¬

mochten die Kurse der tonangebenden Werthe , auf höhere Lon¬
doner und Pariser Notirungen anzuziehen. Einen günstigen
Eindruck übten weiter aus die Auslassungen der ungarrrschen
Thronrede bezüglich der Rentenkonversion. Die neuen Rückgänge
an der New - Aorker Börse , sowie mattere Kurse der westlichen
Plätze riefen Häterhin vorübergehend eine schwächere Haltung
hervor. Am Mittwoch herrschte auf besseres Paris wieder eine

günstigere Disposition und war man dort besonders in Folge
der ministeriellen Erklärungen bezüglich China 's in guter Laune.
Der neue Börsenstcuer - Gesetzentwurf, welcher diesmal von der

Regierung ausgeht , veränderte jedoch heute, nach der Pause des

Feiertags rasch die Situation , da man von demselben , wenn er

zur Ausführung kommen würde , einen höchst nachtheiligen Ein¬

fluß auf das Börsengeschäft erwartet . Die Verstimmung , zu
welcher das projektirte Gesetz Veranlassung gab , führte zu be¬

trächtlichen Realisationen, denen sich Abgabe der Kontrcmine zu-

aesellte, und bröckelten darauf hin die Kurse der spekulativen
Papiere erheblich ab. Die feste Tendenz der Westmärkte ver¬

mochte die rückgängige Bewegung nicht zu hemmen.

Kreditaktien wurden während der Woche ä 265" , — 264' . —

265 ' g- 262 ' /s - 263' g —257 ' s und 258 gehandelt. Staatsbahn -

Aktien waren ä 2657. - 266 ' /, - 264'/s- 2657, und 263 ' /r im

Umsatz . Galizier gingen ä 239 ' /,—240' «— 239'/« - 240'/, und

i 238 ' /r um. Lombarden variirten zwischen 130 ' /, — 128 ' /, — 129' ,

,
—128 ' « und 129. Oesterr . Bahnen haben ihren Kursstand meist
etwas abgeschwächt . Albrecht verloren 5 fl . , Ungar . Nordost
1 fl . , Ungar . -Galizische 1' 2 fl . Von schweizerischen Bahnen
gaben Gotthardaktien nach anfänglicher Festigkeit 1° , Proz . nach .
Berner Jura stellten sich 7, Proz . niedriger. Nordost und Union

j je 1 Proz . höher. Die Einnahmeziffcrn der Gotthardbahn für
! den Monat April machen einen günstigen Eindruck. Deutsche
i Bahnen sind meist eher etwas schwächer. Mecklenburger verloren
> 1' / Proz . Von ausländischen Fonds blieben österr.-ung . Renten

matter , 6proz. Ungarrente fest , 4proz . Ungarrente 7 , Proz . höher,
öproz. und 3proz. Italiener , sowie Rumänier konnten ihre vor¬
wöchigen Kurse nicht behaupten. Russen fast durchweg niedriger.
Auch Spanier und Türken schloffen niedriger. Egyvter verkehrten
bei meist lebhaften Umsätzen in schwankender Haltung ; sie eröff-
neten mit 65" /,« und uotiren heute , nach einem stärkere « Rück-

! gang 65. Oesterr . Prioritäten theilweise schwächer. 5proz. steuer -
! freie Wcstsicilianische fest. Alpine-Prioritäten beliebt . Die Aktien

der Oesterr . Alpinen- Monton - Gesellschaft wurden am Mittwoch
§ eingesüdrt und in den letzten Tagen ü 53'/,—54— 52' 52 ' /,
! lebhaft in starken Posten umgesetzt . Das neue Effect wurde viel¬

fach zu spekulativer Anlage aus dem Markt genommen. Amerik .
^ Prioritäten haben sich zum Tdeil von ihren Rückgängen erholt.
! Hanken ruhig . Diskonto Kowmandit büßten 5 ' , Proz . , Darm -
' städter 1 ' , Proz . , Deutsche Bank 1 Proz . , Dresdener 2 Proz .
! ein - Jndustrieaktien eher schwächer . Von Wechseln : Holland
' und Wien billiger , London und Paris fest. Privat - Diskonto

3—2 ' /, Prozent .

Bestreben gestellt worden, das wichtige Gesetz zu Stande
zu bringen . Er bitte, dem Anträge zuzustimmen.

Großh . RegierungSkommifsär Geh . Referendär Glöckner :
Die Großh . Regierung glaube , die beiden neuerdings
gestellten Anträge insofern begrüßen zu dürfen , als die-
selben geeignet fein könnten , das Zustandekommen des Ge¬
setzes zu ermöglichen. Dieselbe fei zwar immer noch der
Anschauung , daß ein Steuersatz von 10 M . keineswegs
zu hoch wäre , glaube aber immerhin äußerstenfalls auch
den Satz von 9,60 M . in Betracht ziehen zu können ,
würde demselben auch als Einheitssatz den Vorzug geben
vor dem von dem Abg. Lender vorgeschlagenen Modus,
allein der letztere empfehle sich auf der anderen Seite da¬
durch , daß nach demselben nach Ablauf der dreijährigen
Uebergangsperiode der volle Steuersatz von 10 M. allge-
mein Platz greife. In diesem Sinne verdiene wohl noch
eher der Lender'

sche Antrag den Vorzug ; jedenfalls muffe
die Regierung sich übrigens noch Vorbehalten, je nachdem
der eine oder andere Antrag angenommen werde , Ent¬
schließung darüber zu fassen, ob sie dem Beschlüsse des
Hauses zustimmen könne .

Berichterstatter Abg . Edelmann : Keiner der beiden
Anträge trage der Thatsache Rechnung , daß der Kleinbe¬
trieb nur weniger Bier aus dem gleichen Quantum Malz
zu gewinnen im Stande fei , als der Großbetrieb . Dem
Lender'schen Anträge stehe des weiteren entgegen, daß er
die Rückvergütung weder als ständige in Aussicht nehme,
noch sie den mittleren Brauern gewähre .

Bei der hierauf folgenden Abstimmung wird zunächst
der Kiefer'

sche , dann der Lender'
sche Antrag und zuletzt

auch der Antrag der Kommission abgelehnt.
Der Präsident gibt der Kommission anheim , die

Folgen dieses Abstimmungsresultates zu erwägen .
Hierauf Schluß der Sitzung.

Auszug auS der amtlichen Pateutliste über die in der Zeit
vom 7. bis 14 . Mai erfolgten badischen Patentanmeldungen
und -Erthcilungen , mitgetheilt vom Patentbureau des Civiliu-
genieurS Kail Müller in Freiburg . 74. Anmeldungen .
Adam Staubitz in Mannheim : Kuppelung für Eisenbahn-
Wagen . Wm . Platz Sühne in Weinheim : Während des
Ganges umstellbarer VorschubmechauiSmusfür Häckselmaschinen.
Franz Brunk in Mannheim : Neuerung an Koksöfen. (Zu¬
satz zum Patent Nr . 25499 .) Wilhelm Maier , Großh . Bahn -

Ingenieur in Karlsruhe , Linkenheimer Straße Nr . 19 : Verfahren
zum Betriebe von geschloffenen Heißluftmaschinen. Heinrich Brenn -
eisen . Unteroffizier im König! . Hl . bad . Dragonerregiments
Prinz Karl Nr . 22 H. Eskadron in Durlach : Neuerung an Sätteln
mit verstellbaren Zwieseln. Wilhelm Lorenz in Karlsruhe :
Zündvorrichtung für Geschütze mit Keilverschluß. — 8 . Erthei -

tun gen . Nr . 27,8! 7 . M . Gütz » er in Dmlach : Vorrichtung
zum Verhindern deS AbgleitenS der Treibschnur an Nähmaschinen.
Vom 5 . Januar 1884 ab .

Pest , 24. Mai . Weizen loco unverändert . Per Herbst 9 .80 G .»
9 .82 B . Hafer per Herbst 6 -70 G . , 6.72 B . Mais Per Mai -Jum
6.54 G . , 6 .66 B . KohlrepS Per August- Septbr . 13 '/, . Wetter :
prachtvoll.

New - Uork , 24. Mai . (Schlnßknrfe.) Petroleum m New -

Aork 8' /« , dto . in Philadelphia 8' , Mehl 3.5V, Rother Winter-

Weizen 1.01 ' ', , MoiS (old m'
xed ) 63 , Havanna - Zucker 5" „

Kaffee , Rio good fair 10 ' /, , Schmalz (Wilcox) 8.75 , Speck 9.
Getceidefracht nach Liverpool 3.

Baumwoll - Zufuhr 1000 B . , Ausfuhr nach Großbritannien
5000 B ., dto . nach dem Eontinent — B .

Verantwortlicher Redakteur : Karl Trost in Karlsruhe .

rubel — Rml. S. »0 Pfg ., 1 Marl Banko — Rmk . 1. S0 Psg.

— I» Rmk., 1 Gulden ö. W. - S Rml., 1 Franc — 8« Psg. Frankfurter Kurse vom Mar 1 >84 .
^

Staatspapiere .
Baden 3' /, Obligat , fl . 99

. 4 . fi. 101 ' /.

. 4 . M . 102 ' /,«
Bayern 4 Obligat . M . 102 7, ,
Deutschl. 4 Reichsanl .M . 103 ' /«
Preußen 4' /,7 « Eons . M . 103 ' /,

. 4»/, Eonsols M . l03 -/g
Sachsen 3°/, Rente M . 83' /«
Wtbg . 4'/,Obl . v.78/79 M .105" /„

, 4 Obl . M . 101
Oesterreich 4 Goldrente fl. 85' ,«

. 4' /, Silben , fl . 67" /„
, 4' /, Papierr . fl. —
» 5Papierr .v.1881 80' /,

Ungarn 6 Goldrente fl. 102' .
. 4 . fl . 76 ' /,

Italien 5 Rente Fr . 95'/-
Ramänien 6 Oblig . M . 104 '/,
Rußland 5 Obl . v. 1862 91 ' ,

. 5 Obl . V. 1877 M . 93" / ,
, bll . Orientanl . PR . 58 ' «
. 4 Eons. v. 1880 R . 76

Schweb. 4 in Mk . 102 ' ,
Span . 4 Ausländ . Rente 61 ' /«
Schw.47, Bern v . 1377 F . 102 ' /«

. 4°/» Bern 1880 F . 101 '/,
N .-Amer.4' /,C .Pr.189lD . —
N .-Amer. 4C . pr . l907D . 120
Egypten 4 Ums . Obligat . 64'/,«

Bank -Aktie « .
4'/, Deutsch - R . - Bank M . 146"7„
4 Badische Baak Thlr . 120' ,«
5.BaSler BankvereinIr . 139 ' /,
4 Darmstädter Bank fl . 150 ' ,
4Disc .-Kommand. Thlr . 196 '/.
5 Franks.BankvereinTdlr. 90 ' /«
5 Oest. Kreditanstalt fl. 256 ' /«
5 Rhein . Kreditbank Thlr . 112' /,
5D . Effekt -u .Wechsel-Bk.

40' /, einbezahlt Thlr . 126 '/,
Eiseubahn -Aktie «.

4 Heidelberg- SpeyerThlr . 52 ' /,
4 Heff-Ludw .- Bahn Thlr . 108 /,
4 Meckl .Friedr .-Fcanz M . 199
S7,Oberschles.-St . Thlr . 271 ' /«

4' /, Pfälz . Maxdahn fl.
4 Mälz . Nordbahn fl.
4 Rechte Oder - Ufer Thlr .
8' /, THLring. Iüt . Thlr .
5 Böhm . West-Bahn fl.
5 Gal . Karl -Ludw.-B . fl.
5 Oest .Fcanz -St . - Bahnfl .
5 Oest . Süd - Lombard st.
5 Oest . Nordwest fl.
5 , . lüt . L . fl.
5 Rudolf fl.

Eikenbahu - Prioritäten
4Heff. Ludw.-B . M —
4Pfä !z. Ludw. -B . M . 101 « ,,
4 Elisabethsteuerpflicht , fl . 90' /,
4 „ steuerfrei fl.
4'/, Galiz . Carl - Ludwig

5 Mähr . Grenz -Bahn fl.
5 Oest . Nordwest- Gold -

Obl . M .
5 Oest . Nsrdw . llt . fl.
5 Oest . Nordw . 1>it . S . fl.

130
99 ' ,

191
217 ' «

260

164«,
151 ' ,
162 ' /.

150

96 '/

83 » ,
73 ' «

1057«
86
867,

5 Voralberger fl.
5 Gotthard Hl Ser . Fr .
5 . IV .
4 Schweiz. Central
5 Süd Lomb . Prior , fl.
3 Süd - Lomb . Prior . Fr .
5 Oest. Itaotsb . Prior . fl.
3 dto . 1- V1ll k . Fr .
3 Livor, löt . 6,1 »1 u . l) 2
5 ToScan . Central Fr .

Pfandbriefe .
4 Rb . Hyp .-Bk. -Pfdbr .
5 Preuß . Cent . - Bsd . - Cced .

Verl , ä 110 M —
4 dto , ä 100 M 100 " i,
4'/,Oest .B . - Crd .-An» . fl . 102 -/,
5 Ruff . Äod. - Cred. S .R . 89' ,,
4' ,o sü »- Bod . Tr . Pfdb . 100 '/,

Verzinsliche Loose .
3' /, Cöln Mmd .Thlr . 100 126"
4 Bäurische , 100 133 ' /«
4 Badische „ 100 130 ' ,
4 Mein.Pc Pfdb .Thlr . IM 118' ° «,

162 ' /,
104

106 ' !,,
93" />,
103 '

»,
60 '/,

105' /,
787,

61
987,

100 '/.

3 Oldenburger Thlr . 40
4 Oesterr. v . 1854 fl . 250
5 . v . 1860 , 500
4Raab -GrazerThlr . 100

1237«

1207,
957,

.Stück.
Badische fl. 35-Loose
Brauaschw.Thlr .20 - Loose
Oest. fl . 100-Loos- v . 1864
Oest rr .Kreditloosefl.100
von 1858

Uugar.Staatsloose fl. IM
Ausbacherfl. 7-Loose
Augsburger fl . 7 - Lsose
FreiburgerFr .15 Loose
Mail änderFr .10-Lsose
Meininger fl .7- Loose
Schweb. Tblr . lO-Loose

Wechsel » nd Sorte « .
Paris kurz Ir . IM 81 .05
Wien kurz fl . IM 167 .10
Amsterdam kurz st .lM 169 .10
London kurz 1 Pf . St . 20.45
Dukaten 9.60 - 65

312 .80

220.
30.80
27 .70
26 .70
14.80
26 .—
61.50

Dollar - in Gold 4. 18 —22
20 Fr .-St - 18 .20- ZS
Ruff . Imperials 16 .73 —77
JovceignS 20.35—37

Städte Obligationen «nd
Industrie -Aktie « .

4 Karlsruher Obl . v .1879 —
4 Mannheimer Obl . 101
iPforzheimer „ 1333 100V»
4' /, Baden - Baden »

-
eidelberg » 100'/,
reibarg . M
soastanzer » 100' /.

Ettliager Svinnerei o .ZS . I2S '/«
Karlsruh .Maschinenf.dto . -7
Bad . Zuckers., ohne ZS. 110'/,
!3' /sDeutsch .Phöa .207.,Ej . M

RH . Hypoth . -Bank507 » ,,
de». Thl . US7.

5 W-steregelnAlkali 1507-
ReichsbankDiscout 47«
Franks. Bank. DiScout 47-

Tendenz : — .

Bürgerliche Recht- Pflege .
Oeffeatliche Zustellung.

E .5S3 .1 . Nr . 8693. Mannheim .
Die Bierbrauer Karl Montag I . und
Louis Montag zu Schwetzingen, ver¬
treten durch Rechtsanwalt Dr . Rosenfeld
von hier , klagt gegen dir Ehefrau deS
Karl Montag il . . Katharina , ge¬
nannt Anna . geb . Bender z« Schwe¬
tzingen , zur Zeit an unbekanntenOrten
adwksend . aus Bürgschaft, mit dem An¬
träge . die Beklagte sei schuldig , die
Kläger von der übernommenen Bürg¬
schaft zu befreien und habe demgemäß
die mit der Klage deS Herrn Rechts¬
anwalt » FoaS vom 27 . April 1884
I . S . Andrea- Bender gegen Kläger
geforderten 8800 Mk . nebst auflaufen-
den Zinsen, entweder an die Kläger zur
AuSfolgung an Andreas Bender , »der
an diesen direkt zu bezahlen und die
Kosten deS Rechtsstreits zu tragen,
und laden die Beklagten zur mündlichen
Verhandlung des Rechtsstreits vor die
III . Civilkammer deS Großh . Landge-
richts zu Mannheim auf

Dienstag den 7. Oktober 1884 ,
vormittags 9 Uhr .

Mit der Aufforderung , einen bei dem
gedachten Gerichte zngelaffenen Anwalt
zu bestellen .

Zum Zwecke der öffentlichen Zustellung
wird dieser AuSzug der Klage bekannt

gemacht .
Mannheim , den 23 . Mai 1884 .

Hermann ,
Gerichtsschreiber

deS Großh . bad. Landgerichts.
» »nlurSverfahren.

F .565 . Nr . 544. PhilippSburg .
In dem Konkursverfahren über daS
Vermögen des KrämerS Josef Mayer
von Wiesenthal ist zur Abnahme der
Schlußrechnung des Verwalters , zur
Erhebung von Einwendungen gegen
daS Schlußverzeichnißder bei der Ver-
theilung zu berücksichtigenden Forde¬
rungen «nd zur Beschlußfassung der
Gläubiger über die nicht verwerthbaren
Vermögensstücke der Schlußtermin auf

Montag den 23 . Juni 1884 ,
Vormittags 9 Uhr ,

vor dem Großh . Amtsgerichte Hierselbst
bestimmt .

PhilippSburg . den 24 . Mai 1884.
HcrSPerger »

Gerichtsschreiber
deS Großh . bad. Amtsgerichts.

Otrafrecht-pflege.
Ladungen .

E .55S.S. Nr . 9653 . Frei bürg .
1. Camill Riescher , Kaufmann von

Radolfzell , 31 Jahre alt , ledig,
2 . Johann Friedrich Aul . Gärtner

von Weizenbach , 27 Jahre alt , ledig,
3. Rudolf Wirth , Glaser von Frei¬

burg» 32 Jahre alt , ledig ,
4. Karl Thiergarten , Sleindrucker

von Lahr, 31 Jahre alt , ledig ,
alle zuletzt hier wohnhaft,

werden beschuldigt , z» Nr . 2 als beur¬
laubter Reservist, zu Nr . 1,3 , 4 als
Wehrmhnn der Landwehr ohne Erlaub »
»iß auSgewandert zu sein , ohne von
der bevorstehenden Auswanderung der
MilitärbehördeAuzeigeerstattelz

'uhabcn ,
E Übertretung gegen § 360 Nc. 3

des Strafgesetzbuchs.
^ Dieselben werden auf Anordnung deS

Großh . Amtsgerichts hierselbst auf
Freitag den 4. Juli 1884,

BormittagS 8 Uhr ,
vor daS Gr . Schöffengericht Freiburg

, zur Hauptverhandlung geladen.
' Bei unentschuldiglcmAusbleiben wer¬
den dieselben auf Grund der nach 8 472
der Strafprozeßordnung von demKönig!.
Bezirkskommando zu Freiburg auSge-

, stellten Erklärung verurtheilt werden.
Freiburg den 12 . Mai 1884 .

Wagner .
I Gerichtsschreiber

deS Großh. bad . Amtsgerichts.
E .603.1 . Nr . 3899. WaldShnt .
1 . Erhard Herzog , geb . am 8. Ja¬

nuar 18« l zu Bonndorf , zuletzt
« ohnhaft daselbst ,

2. Franz Josef Rheiner , geb . am
21. April 1861 zu Ebnet , zuletzt

wohnhaft daselbst ,
3 . Josef Keller , geb. am 22 . Okto¬

ber 1861 zu Epfenhofen, zuletzt
wohnhaft daselbst ,

4. Josef Otter , geb. am 16. Mai
1861 zu Krenkingm, zuletzt wohn¬
haft daselbst .

5. Karl Ludwig Baumgartner ,
geb . am 15 . August 1861 zu
Uehlingen, zuletzt iu Schwerzen
wohnhaft, und

6 . Friedrich Weiler , geb. am 21 .
Juli 1861 zu Uehlingeu , zuletzt
wohnhaft daselbst ,

werden beschuldigt , als Wehrpflichtige
in der Absicht , sich dem Eintritte in de»
Dienst deS stehenden Heeres »der der
Flotte zn entziehen , ohne Ertaubniß das
Bundesgebiet verlassen oder nach er¬
reichtem militärpflichtigem Alter sich
außerhalb deS Bundesgebietes ausgehal¬
ten zu habe»,

Vergehen gegen K 140 Abs . 1
Nr . 1 des RSt .G .B .

Dieselben werden auf
Dienstag de » 1 . Juli 1884 ,

BormittagS 8 Uhr .
vor die Strafkammer des Großh . Land¬
gerichts zu WaldShut zur Hauptver¬
handlung geladen.

Bei uneutschuldigtemAusbleiben wer¬
den dieselben auf Grund der nach 8 472
der St .P .O . von dem Großh . Bezirk»

amte zu Bonndorf über die der Anklage i

zu Gründe liegendenThatsache» ausge¬
stellten Erklärungen verurtheilt werde»' l

Waldshut . den 22. Mai 1884-
Der Großh . Staatsanwalt :

Leiphrimer .
E .598 .L. Nr . 8240. Villingt --
Rudolf Scholl . Weber von Dürr'

heim , zuletzt wohnhaft daseltA 1
Josef Werne , Schreiner von M l

heim, zuletzt wohnhaft in Löhre^ >
bach,

werden beschuldigt , als WehrmiiuAI
der Landwehr ohne Erlaudaiß a«sg^
wandert zu sein ,

Uebertretung gegen 8 360
des Strafgesetzbuch». ,

Dieselben werden auf Anordnung >

Großh . Amtsgerichts hierselst auf
Donnerstag den 7 . August lo" I

Vormittags 9 Uhr ,
vor daS Großh . Schöffengericht V>u

ge« zur Hauptverhandlung geladea -
Bei uneutschuldigtemAusbleiben»

den dieselben auf Grund der nach »-
der Strasprozeßordaung von de« »

LandwehrbezirkSkommando zu -von
eschiugea ausgestellten Erklärung
therlt werden. _ .

Vrllingen, den 20. Mal 1884 .
Huber ,

Gerichtsschrriber
deS Großh . bad. « mtsgen » ^ .

Druck und Verlag der G . Braun ' sche » Hofbuchd ^ uckerei.
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